
Die 
Spitze 
Botschaft

Die Entstehung des Ortspolizeireglements 
Wohlen zeigt exemplarisch, wie eine Demokra-
tie funktioniert. Ein kurzer Überblick über die 
verschiedenen Schritte ergibt folgendes Bild:
Der Gemeinderat schlägt ein Polizeireglement 
vor, das in der Gemeinde viel zu reden gibt. 
Insbesondere der Artikel mit dem nächtlichen 
Ausgehverbot ist sehr umstritten. Nach der 
Vernehmlassung bei den Parteien und ande-
ren Organisationen werden geringfügige Än-
derungen vorgenommen. Die Vernehmlassung 
wird auf Druck der linken GemeinderätInnen 
erweitert. Verschiedene Bürgerinnen und Bür-
ger äussern sich schriftlich zum Reglement, 
welches in „Ortspolizeireglement“ umbenannt 
wird. An einem Informationsanlass wird aus-
giebig diskutiert, z.B. über den Begriff des öf-
fentlichen Raums. An der Gemeindeversamm-
lung werden etliche Änderungen beschlossen; 
vor allem wird das umstrittene Ausgehverbot 
aus dem Reglement gekippt. In der Schluss-
abstimmung wird das geänderte Reglement 
mit 187 zu 121 Stimmen (61% Ja-Stimmen) an-
genommen. Die JUSO und die Grünen ergrei-
fen das Referendum gegen den Gemeindever-
sammlungsbeschluss. Dieses Instrument ist 

Demokratie

in der Gemeindeverfassung vorgesehen. Das 
Referendum kommt zustande. Der Gemeinde-
rat gibt eine Abstimmungsbotschaft heraus, 
die nur seine eigenen Argumente enthält. Die 
Urheber des Referendums können ihre Ar-
gumente nicht darlegen. Die SPplus thema-
tisiert diese Problematik an ihrer Mitglieder-
versammlung und gelangt an die Presse. Der 
Gemeinderat beschliesst, am Abstimmungs-
termin festzuhalten. Die JUSO reichen beim 
Regierungsstatthalteramt eine Beschwerde 
ein. Der Statthalter entzieht der Beschwerde 
die aufschiebende Wirkung. Am 9. Februar 
2014 findet die Urnenabstimmung statt. Das 
Resultat ist sehr deutlich: 72% der Abstimmen-
den heissen das Ortspolizeireglement gut; die 
Stimmbeteiligung beträgt 61%. In der Nacht 
auf den 10. Februar wird das Gemeindehaus 
von Unbekannten massiv verschmiert. Am 15. 
Februar kommt es zu einer Demonstration. Ein 
Demonstrant verletzt sich beim Sprung von ei-
nem Dach, weil er sich vom Schulhausabwart 
bedroht fühlt. Auf dem Schulhausareal kommt 
es zu Sachbeschädigungen.
Soweit die Fakten. Es kann festgestellt werden, 
dass der Weg vom ersten Entwurf bis zur Ur-
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nenabstimmung lang war. Die verschiedenen 
Akteure haben ihre Rollen gespielt, vom Ge-
meinderat bis zu den Parteien, die das Refe-
rendum ergriffen haben. Mit einem Einbezug 
der interessierten Bevölkerung von Anfang 
an hätte wohl etwas Zeit gewonnen werden 
können; vor allem aber wären die Emotionen 
nicht so hoch gegangen. Die absolut einsei-
tige Abstimmungsbotschaft ist ein Ärgernis. 
Immerhin hat der neue Gemeindepräsident 
durchblicken lassen, dass in der Gemeindever-
fassung der entsprechende Passus geändert 
werden soll. Das sind neue Töne, die hoffen 
lassen. Interessant wird der Entscheid des 
Regierungsstatthalters zur Abstimmungsbot-
schaft sein. Sicher ist jedoch davon auszuge-
hen, dass auch eine ausgewogenere Botschaft 
nicht zu einem andern Abstimmungsergebnis 
geführt hätte; zu deutlich ist das Resultat, das 
ohne Wenn und Aber zu akzeptieren ist, ob es 
einem nun passt oder nicht.

Die Schmierereien am Gemeindehaus und die 
Sachbeschädigungen anlässlich der Demons-
tration sind inakzeptabel. Falls es stimmt, dass 
die DemonstrantInnen mit einem Gewehr be-
droht wurden, wäre dies ebenfalls nicht akzep-
tierbar. 
Zur Demokratie gehören die Prozesse, die z.B. 
zur Entstehung eines Reglements führen. De-
mokratisch legitimiert sind allerdings auch die 
Abläufe, die nach strafbaren Handlungen vor-
gesehen sind. Die dritte Gewalt im Staate – die 
Justiz – soll die verschiedenen Vorkommnisse 
(Schmierereien, eventuelle Bedrohung mit ei-
ner Waffe, andere Sachbeschädigungen) sorg-
fältig untersuchen und die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft ziehen. Das versteht die 
SPplus unter einem funktionierenden Rechts-
staat.

Martin Lachat, Präsident SPplus Wohlen

Der Staat finanziert sich primär über Steuern. 
Da die Steuerbelastung nicht unerheblich ist, 
entbrennt darüber in der Politik regelmässig 
zu den gleichen Fragen eine Debatte: Worauf 
sollen Steuern erhoben werden und wie hoch 
soll der Steuersatz ausfallen?
Die Fronten entsprechen dem üblichen Muster: 
Die Linke bekämpft Steuersenkungen, weil sie 
den Staat mit ausreichend Einnahmen versor-
gen will, damit er seine Aufgaben erfüllen kann. 
Die bürgerlichen Parteien sind dagegen über-
zeugt, dass Steuersenkungen den Standort als 
Werk- und Lebensplatz attraktiver machen und 
der Staat nicht weiter ausgebaut werden soll. 
Welche Argumentation mehr überzeugt, ist 
eine Wertefrage. Darauf gibt die Wissenschaft 
keine Antwort. Sie kann aber mithelfen, die 
Diskussion zu versachlichen.
Wer im mittleren Lebensalter, kinderlos und 
Doppelverdiener ist, benutzt zwar weder die 
teuren Schulen noch das Gesundheitssys-
tem, gehört aber zu den besten Steuerzahlern. 
Steuern sind im Gegensatz zu Gebühren ein 
Element der Solidargemeinschaft. Jeder zahlt 
entsprechend seiner wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit. Damit das System funktioniert, 
sind zwei Gütekriterien notwendig: Es muss 
auf Akzeptanz stossen und Anreize setzen.
Akzeptanz bedeutet, dass das System von 
reich und arm als gerecht angeschaut wird. 

Wer mehr verdient, soll mehr zahlen. Steuer-
hinterziehung und Ungleichbehandlung von 
Ausländern und Schweizern torpedieren die 
Akzeptanz. Wer Leistungen für die Allgemein-
heit erbringt, soll belohnt werden. So ist Kin-
dererziehung kosten- und zeitintensiv, schafft 
aber künftige Arbeitskräfte und Steuerzahler.
Werden Wohlhabende übermässig abge-
schröpft und Steuerwettbewerb verhindert, 
verstösst auch dies gegen die Prinzipien. Per-
sonen des Mittelstands mit einem Einkommen 
von ca. 100‘000 Fr. sind nämlich diejenigen, 
welche den Staat primär finanzieren. Sie sol-
len motiviert bleiben, sich beispielsweise als 
Gewerbetreibende weiter zu engagieren. Im 
Gegensatz zu den tiefen und sehr hohen Ein-
kommen wird der Mittelstand stark belastet. 
Die guten Steuerzahlenden haben ein Recht 
darauf, dass Staatsausgaben regelmässig hin-
terfragt werden. 

Prof. Reto Steiner

Am Samstagabend 15. Februar 2014 demonst-
rierten rund 100 Jugendliche in Hinterkappelen 
gegen das von der Wohlener Stimmbevölke-
rung angenommene Ortspolizeireglement. Die 
JUSO Wohlen stellt erneut klar, dass diese 
Demonstration weder von ihr organisiert noch 
getragen wurde. Es haben lediglich zwei ihrer 
Mitglieder als Privatpersonen an dieser Kund-
gebung teilgenommen.
Aus Sicht der JUSO Wohlen handelte es sich 
um einen lautstarken, aber friedlichen Protest, 
was einem demokratischen Grundrecht ent-
spricht. Diese Friedlichkeit wurde leider durch 
einen bedauerlichen Vorfall beim Primarschul-
haus unterbrochen. In der Folge haben die an-
wesenden JUSO-Mitglieder aktiv dazu beige-
tragen, dass die Situation nicht weiter eskaliert 
ist – dies wurde auch von anwesenden Dritten 
so bestätigt.

Viele Reaktionen nach der Demonstration zeu-
gen aber wiederum vom Geist des Ortspolizei-
reglements; Jugendliche werden aus Prinzip 
als Täter dargestellt und alle in den selben 
Topf geworfen, ohne bei der Suche nach der 
Wahrheit ihre Sicht der Dinge anzuhören. 
Die JUSO Wohlen hofft auf eine sachliche 
Aufklärung der Vorfälle und darauf, dass in 
der Gemeinde Wohlen die Jugendlichen auch 
in Zukunft ihren Platz haben, ernst genommen 
und differenziert betrachtet werden. Die JUSO 
wird die Umsetzung des Ortspolizeireglements 
in Zukunft genau beobachten und sich für die 
Rechte der Jugendlichen einsetzen.

JUSO Wohlen

Stellungnahme   der   JUSO   Wohlen   zur    
Demonstration   vom   15.02.2014   in   Hinterkappelen 

Ursula   Brunner   wieder   in   den   Grossen   Rat

Gerechte   Steuern

Zugegeben, es gibt sie, die mühsamen Sitzun-
gen im Grossen Rat. Voten, die kratzen. Ent-
scheide, die der sozialdemokratischen Seele 
Stiche versetzen. Noch macht es mir Freude, 
mich immer wieder auf neue Themen einzulas-
sen, Bestehendes zu hinterfragen, Handlungs-
spielräume auszuloten – um dem Machbaren 
zum Durchbruch zu verhelfen. Die Frage ist: 
Was für einen Kanton Bern wollen wir? Ei-
nen mental zweigeteilten Kanton, mit einem 
Hickhack zwischen ländlichen und urbanen 
Regionen? Eine Mischung aus rotgrüner Ge-
mütlichkeit und fortschrittskritischem Kon-
servatismus? Oder einen Kanton, der die an-
stehenden Veränderungen aktiv angeht? Eine 
partizipative Politikgestaltung, bei der mög-
lichst alle einbezogen sind?
In den letzten vier Jahren ging es im bürger-
lich dominierten Parlament oft nur darum, 
rot-grüne Akzente zu setzen. Ich will mehr! 
Dazu braucht es am 30. März eine Wende zu 
unseren Gunsten. Um Zukunftschancen zu 
erkennen, braucht es Aufmerksamkeit, Acht-
samkeit und lernendes Handeln. Das ist meine 
Motivation fürs Weitermachen. Ich will einen 
starken Kanton Bern und setze mich dafür 
ein – vorausgesetzt, ich werde wiedergewählt. 
Dazu brauche ich auch Ihre Stimme. Danke!




